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Einladung zur Einwohnergemeindeversammlung 
vom Dienstag, 8. Juni 2023, 20.00 Uhr im Gemeindesaal 

 
 
 

Protokoll der Gemeindeversammlung vom 18. April 2023 
 
 
Das ausführliche Protokoll der letzten Gemeindeversammlung liegt gemäss den 

Bestimmungen des Verwaltungs- und Organisationsreglements ab sofort in der 

Gemeindeverwaltung zur Einsichtnahme auf. Das Beschlussprotokoll kann auf 

der Homepage der Gemeinde unter www.rothenfluh.ch eingesehen werden. 

 

Antrag des Gemeinderates: 

Der Gemeinderat beantragt der Versammlung, das Protokoll zu genehmigen. 

 

 
Traktandenliste 
 

1 Rechnungsabschluss Einwohnergemeinde 2022 

2 Änderung Vertrag APG-Versorgungsregion Farnsberg plus 

3 Verschiedenes 
 
 
 
 
 
 
 
Rothenfluh, den 23. Mai 2023     Der Gemeinderat 
 
 
 
 
 
 

  



Seite | 2  

 
 

Einwohnergemeindeversammlung vom 8. Juni 2023 
Traktandum 1:  Rechnungsabschluss Einwohnergemeinde 2022 
 

 
Erfolgsrechnung 
Die Rechnung der Einwohnergemeinde Rothenfluh 2022 schliesst bei einem Gesamtaufwand von CHF 
3‘782‘304.78 und einem Ertrag von CHF 3‘935.556.36 mit einem Ertragsüberschuss von CHF 153‘251.58 ab.  
Im Budget war ein Mehraufwand von CHF 62‘300 vorgesehen. Damit schliesst die Rechnung im Vergleich zum 
Budget um CHF 215‘500 verbessert ab. 

Die Ausgaben für die Allgemeine Verwaltung, Bildung, Kultur. Sport/Freizeit, Verkehr und die Sozialhilfe fallen 
tiefer als vorgesehen aus.  

Mehraufwände sind wie im Vorjahr beim Kindes- und Erwachsenenschutz Bevölkerungsschutz, der Altersbe-
treuung und Ergänzungsleistungen zu verzeichnen. 

Im Finanz- und Steuerbereich stehen 52‘000 höheren Steuererträge einem um CHF 25‘000 reduzierten Finanz-
ausgleich gegenüber.  

 
Spezialfinanzierungen 

Die Wasserkasse weist einen Mehrertrag von CHF 25'281.40 auf. Die Spezialfinanzierung verfügt aktuell über 
einen Bilanzüberschuss von CHF 39‘633.63 

Die Abwasserbeseitigung weist aufgrund Zusatzerträgen aus der Investitionsrechnung einen Ertragsüber-
schuss von CHF 99‘729.33 aus. Das Kapital erhöht sich auf CHF 876‘269.43 

Die Abfallbeseitigung. schliesst mit einem Mehraufwand von CHF 20’403.99 ab. Das Kapital beträgt Ende 
2022 noch CHF 51‘304.23. 

 
Investitionsrechnung 
Bei einem Gesamtaufwand von CHF 698‘131 belaufen sich die Nettoinvestitionen auf CHF 489‘363. Der über-
wiegende Teil wurde in Strassen- und Wasserleitungssanierungen investiert. Im Budget wurde von Nettoinves-
titionen von 1.832 Mio CHF ausgegangen. 
 
Bilanz 
Auf der Aktivseite bestehen Steuerforderungen gegenüber den Steuerpflichtigen von 710‘000 (inkl prov. Veran-
lagungen). Die hohen aktiven Rechnungsabgrenzungen sind auf Guthaben für Asylentschädigungen des Bunds 
über rund CHF 160‘000 zurückzuführen. Das Verwaltungsvermögen ist aufgrund der erfolgten Investitionen auf 
3.473 Mio angestiegen. Auf der Passivseite waren Ende Rechnungsjahr CHF 400‘000 an Kreditorenguthaben 
zu verzeichnen. Die Steuerguthaben der Steuerpflichtigen lagen bei CHF 285'000. Mit der vorgeschlagenen Ein-
lage in Vorfinanzierungen erhöht sich der Saldo auf CHF 2.012 Mio und derjenige der finanzpolitischen Reserve 
auf CHF 200‘000. 
Durch das positive Rechnungsergebnis in die vorstehend beantragten Einlagen erhöht sich der Bilanzüberschuss 
auf CHF 2‘448‘545.05 
 
Anträge des Gemeinderates: 

• Einlage in die finanzpolitische Reserve von  CHF  100'000.00 
• Einlage in die Vorfinanzierung Verwaltungsumbau CHF 50'000.00 
• Einlage in den Bilanzüberschuss CHF 3'251.58 

 
Der detaillierte Rechnungsabschluss kann auf der Gemeindeverwaltung eingesehen und Auszüge davon be-
zogen werden. Zudem stehen Auszüge der Rechnung auf der Homepage der Gemeinde unter www.rothen-
fluh.ch zur Einsichtnahme offen. 
 

Bemerkungen zu den einzelnen Funktionen 
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Erfolgsrechnung Einwohnerkasse 
 

0 Allgemeine Verwaltung Nettoaufwand Budget: 447'090.00 
  Nettoaufwand Rechnung 476’331.77 
  Abweichung +7% 

  (inkl. Einlage Vorfinanzierung Umbau Gemeindehaus  100'000) 

Die Entschädigungen der Behörden und Kommissionen fallen mit CHF 97'026 rund CHF 7'500 höher als vorgesehen 
aus. Grund dafür sind die höheren Bezüge der Gemeinderatsmitglieder von rund CHF 10'000. 

Die Aufwände im Bereich der Verwaltung (total CHF 355'488) für Personal- und Material- und Dienstleistungen fallen 
tiefer aus (Löhne – CHF 11'300; PK –CHF 4'500. Beim Sachaufwand konnten trotz Einführung eines neuen Zeiterfas-
sungstools CHF 5'000. eingespart werden. Erträge aus Gebühren und Baubewilligungen sowie die Entschädigungen 
der Bürgergemeinde, der Gemeinde Oltingen und der Kirchgemeinden (Steuerbezug) steuern mit insgesamt CHF 
106'113 rund 1/3 an die Aufwände bei. 

Der Aufwand für den Unterhalt des Gemeindesaals und der Mehrzweckhalle (inkl. Besoldungen) fallen mit knapp CHF 
64'000 CHF 4'000 tiefer als budgetiert aus 

1 Öffentliche Sicherheit und Ordnung Nettoaufwand Budget: 91'220.00 
  Nettoaufwand Rechnung 120'223.72 
  Abweichung +32% 

Für die Gewährleistung von «Ruhe und Ordnung» durch die Polizei BL wurden CHF 3’052 vergütet. 

Nach einem Anstieg im vergangenen Jahr verdoppelten sich die Honorare für externe Betreuung im Rahmen der 
KESB nochmals erheblich von CHF 60'000 auf CHF 72'400 (oder 140 % des budgetierten Werts). 

An den Feuerwehrverbund „Farnsburg» wurden CHF 50’015 vergütet und verbessert sich damit um rund CHF 9'000 
oder 15% im Vergleich zum dem budgetierten Wert. Auf der Ertragsseite sind Ersatzabgaben von CHF 49'751 und 
Bussen von CHF 430 verbucht. Damit sind die Kosten vollständig gedeckt. 

Die Vorplatzerweiterung bei der Schiessanlage konnte aufgrund der verzögerten Baubewilligung nicht mehr im 2022 
realisiert werden und soll nun im 2023 erfolgen. Der budgetierte Aufwand wurde mit CHF 10’000 deshalb transitorisch 
abgegrenzt zu Gunsten der Ausführung im 2023. Der Nettoaufwand für das Schiesswesen liegt bei CHF 21’735 rund 
25% tiefer.  

Nach erfolgtem Rückbau in der ZSA im Jahr 2021 erfolgten 2022 noch die abschliessenden Maler- und Instandstel-
lungsarbeiten für rund CHF 17’240. Diese Mehrkosten wurden durch die Entnahme von CHF 2’770 aus dem kommu-
nalen Schutzraumbaufonds und einem Kantonsbeitrag über CHF 14'465 vollständig kompensiert. 

Der Gemeindebeitrag an die ZSO Oberbaselbiet lag bei CHF 10'495 und derjenige an den RFS bei CHF 1’011. Letzte 
Versicherungs-leistungen für die Hochwasserschäden 2021 ergaben nicht budgetierte Mehrerträge von CHF 2'340. 

2 Bildung Nettoaufwand Budget: 1'091’840 
  Nettoaufwand Rechnung 1'044'329.26 
  Abweichung -4% 

Der verbuchte Nettoaufwand im Bereich Kindergarten liegt mit CHF 168'854 5% unter dem Budgetwert.  

Für die Primarstufe wurden insgesamt CHF 668'724 aufgewendet. Davon waren CHF 611’160 Personalkosten (Vor-
jahr 645'000). Die Sachaufwände für Schulmaterial Hard- und Software lagen bei rund 57’560 und beinhalten den 
Ausbau der IC-Technologie an der Schule. Für heilpädagogische Unterrichtslektionen vergütete der Kanton zudem 
CHF 15’500 

Das Schulgeld für den Lögopädieunterricht belastet die Rechnung CHF 20'136 (+ CHF 1'100; Vorjahr 20’843). 

Erneut geringere Kosten waren für den Betrieb der Regionalen Musikschule zu verzeichnen. Der Nettoaufwand von 
CHF 74'857 ergab eine Reduktion von rund 21% der prognostizierten Kosten (95'000). 

Der Schulhausunterhalt fällt mit CHF 75’800 praktisch unverändert zum, Vorjahr aus. 

Der Kanton hat im Jahr 2020 an Einrichtungen der familienexternen Kinderbetreuung während der Pandemie Beiträge 
geleistet, an welchen sich die Gemeinde zu beteiligen haben. Da die Abrechnung dazu noch immer nicht vorliegt er-
folgten Abgrenzungen in der Höhe von CHF 5.50 pro Einwohner (CHF 4'400). 

Für die Schulleitung und das Schulsekretariat wurden aufgrund der Pensenerhöhung im Sekretariatsbereich Netto-
Mehrkosten von rund CHF 1'170 ausgelöst. Diverse Pendenzen konnten dadurch kostengünstig abgebaut werden. 
Der Aufwand des Schulrats fiel dagegen aufgrund zusätzlicher Sitzungen (bedingt durch verschiedene Ab- und Zu-
gänge beim Lehrkörper)  3'500 höher als vorgesehen aus. 
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3 Kultur / Sport / Freizeit / Kirche Nettoaufwand Budget: 88’010.00 
  Nettoaufwand Rechnung 63'383.75 
  Abweichung -28% 

Für den Banntag, die Bundesfeier, den Ferienpass BL sowie das Figurentheater wurden insgesamt CHF 7'070 oder 
nur rund die Hälfte aufgewendet. Leicht höhere Beiträge (3'210) wurden den Dorfvereinen aufgrund der eingegange-
nen Abrechnungen überwiesen. 

Die budgetierten Pflegemassnahmen für die Sportanlage von CHF 8'000 wurden nicht beansprucht. Durch die Über-
tragung der Unterhaltsarbeiten für den Kinderplatz durch den Unterhaltsdienst Mitte Jahr fiel direkter Personalaufwand 
weg. Die Kosten der internen Verrechnung durch den Werkhof entsprechen den Budgetvorgaben. 

Für den Unterhalt der Wanderwege und die Sanierung des Fusswegs auf dem Kinderspielplatz wurde CHF 8'760 in 
Rechnung gestellt. 

4 Gesundheit Nettoaufwand Budget: 249’350.00 
  Nettoaufwand Rechnung 330'557.08 
  Abweichung +33% 

Aufgrund der erneute Zunahme von Bewohnern in kantonalen Altersheimen und der Einreihung in höheren Pflegestu-
fen fielen insgesamt Gemeindebeiträge von CHF 230’580 an, was einer Zunahme im Vergleich zum Vorjahr von CHF 
86'600 oder 60% entspricht. 

Die Kosten für die spitalexterne Betreuung durch die Spitexdienste belasteten die Rechnung mit CHF 82'440. Für wei-
tere überkom-munale Spitexdienste und Kinder-Spitexkosten sind rund CHF 8'000 verbucht. 

Der Aufwand für die Kinder- und Jugendzahnpflege ist mit CHF 29'870 deutlich tiefer als Vorjahr. Unter Berücksichti-
gung des Kantonsbeitrags und der Elternbeiträge ergibt dieser Teilbereich Nettoaufwände von rund CHF 7'000 zu 
Lasten der Gemeinde. 

5 Soziale Sicherheit Nettoaufwand Budget: 258'970.00 
  Nettoaufwand Rechnung 195'300.15 
  Abweichung -25% 

Der Gemeindebeitrag an die vom Kanton verfügten Ergänzungsleistungen fielen mit CHF 91’059 zwar rund 26'000 
tiefer als im Vorjahr aus. Im Gegenzug erhöhten sich die zu leistenden Beiträge für Finanzierungslücken aus EL-Ver-
fügungen von CHF 54'800 auf CHF 83'654 was in der Nettobetrachtung Mehraufwände von CHF 2'700 ergibt. Budge-
tiert waren insgesamt Ausgaben von 133'000.  

Gesuche für Mietzinsbeiträge waren keine zu verzeichnen. 

Für die Sozialhilfe und den Asylbereich wurden netto CHF 16'959.50 aufgewendet. Budgetiert waren CHF 111'400. 
Durch die Betreuung der aufgenommenen Flüchtlinge aus der Ukraine liegt der Umsatz im Bereich Asylwesen bei 
CHF 255'000. Die Entschädigung des Bundes liegen bei CHF 275'000. Die Entschädigungen für die Sozialhilfebe-
hörde und die Administration lagen mit Nettoaufwänden von 37'300 im Budgetrahmen. 

Für Details dazu wird auf den Bericht der Sozialhilfebehörde verwiesen. 

6 Verkehr Nettoaufwand Budget: 305’340.00 
  Nettoaufwand Rechnung 191'999.23 
  Abweichung -37% 

Die Personalkosten für den Werkhof fallen rund CHF 15'000 geringer aus als vorgesehen. Davon entfallen auf die 
Löhne rund 9'000 sowie reduzierte Personaleinsätze des Forstbetriebs. 

Die betrieblichen Kosten wurden mit CHF 72'870 nur zur Hälfte ausgeschöpft. Weniger Betriebs- und Verbrauchsma-
terial, reduzierte Arbeitseinsätze Dritter und halbierter Aufwand für baulichen Strassenunterhalt zeichnen dafür verant-
wortlich. Gleichzeitig wurden die erbrachten Dienstleistungen des Werkhofpersonals mit CHF 72'500 anderen Funktio-
nen intern verrechnet. 

Der Erlös aus Gewerbeparkkarten ergab CHF 1'640.- und die Entnahme aus Vorfinanzierungen verbessert das Rech-
nungsergebnis um CHF 26’675.  
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7 Umweltschutz /Raumordnung  Nettoaufwand Budget: 54’690.00 
  Nettoaufwand Rechnung 41'288.25 
  Abweichung -25% 

Im Sachaufwand der Spezialfinanzierung Wasserversorgung ist der geplante Ersatz der Durchlaufmesser sowie 
die Ausschreibung der Bauarbeiten zur Sanierung der Wasserleitung in der Hirschengasse nicht ausgeführt worden, 
was Minderaufwände von rund 23'000 ergab. Andererseits sind für vier Wasserleitungsbrüche und fünf neue Hausan-
schlüsse Kosten in der Höhe von CHF 44'180 ausgegeben worden. Die Einsätze der gemeinsamen Brunnenmeisterei 
wurden mit 19'600 und die Wasserbezüge aus dem Leitungsnetz der Gemeinde Gelterkinden mit 5'200 abgegolten. 

Netto resultiert ein Ertragsüberschuss von CHF 26'080.20. Dadurch erhöht sich das Eigenkapital per Ende Jahr auf 
CHF 40’432. 

Die SF Abwasserbeseitigung weist erneut einen hohen Ertragsüberschuss von CHF 100'677.-33 aus. Sieben 
neue Hausanschlüsse wurden im Berichtsjahr realisiert. Zusammen mit der Nachführung des Leitungskatasters waren 
dafür CHF 14'590 fällig. Da der vorgesehene Aufbau des Unterhaltsmanagements sowie der Planersatz «Kanalisati-
onsnetz» und der Spülplan nicht realisiert wurden, entfielen Kosten in der Höhe von 24'500.  

Das positive Ergebnis ist aber vor allem auf die verbuchten Anschlussbeiträge in der Investitionsrechnung von rund 
86’647 zurückzuführen, welche aufgrund des abgeschriebenen Verwaltungsvermögens direkt in der Erfolgsrechnung 
einflossen. 

Die Abfallbeseitigung schliesst mit einem Aufwandüberschuss von CHF 20'403.99 erneut rund 2'950 negativer als 
geplant ab. 

Für die Entsorgung der Siedlungsabfälle und des Grünguts wurden netto CHF 15'500 vergütet. 75 Tonnen Grüngut 
wurden entsorgt. Die Kosten dafür sind zu knapp 60 % durch die Gebührenerträge gedeckt. Der Oberbaselbieter Ab-
fallverbund berechnete für die Abfuhr von 94 Tonnen Siedlungsabfällen einen Betrag von CHF 30'988. Der verrech-
nete Aufwand des Unterhaltspersonals lag bei CHF 9'800. Die Verkaufserlöse aus Gebührenmarken, Kunststoffsä-
cken und Grüngut steuerten knapp 41'000 zum Ergebnis bei 

Für den Friedhofunterhalt sind CHF 31'100 fällig geworden. Im Bereich der Raumplanung sind Aufwände von 8'100  
für die Nachführung des Leitungskatasters und externe Baugesuchprüfungen verbucht. 

8 Volkswirtschaft Nettoaufwand Budget: 89’710.00 
  Nettoaufwand Rechnung 85'458.29 
  Abweichung -5% 

Der Abschreibungsbedarf für die bereits getätigten Investitionsbeiträge an die Melioration belasten die Rechnung mit 
CHF 18’135.  
Im Berichtsjahr waren erstmals an den Zweckverband in der Höhe von 38'000 fällig. 

Dem Zweckverband Forstervier Ergolzquelle wurden nebst der Abgeltung für gemeinwirtschaftliche Leistungen 
(37'250) weitere CHF 5'000 für die Sicherheitsholzerei entlang der Wanderwege und die Hangsicherung beim Spiel-
platz vergütet. 

Aufgrund der verzögerten Inkraftsetzung des Jagdgesetzes konnte die Jagdpacht von CHF 9'500 nochmals vollum-
fänglich zu Gunsten der Einwohnergemeinde verbucht werden. 

Zur Sicherstellung der Energielieferungen im Wärmeverbund Hirschengasse wurden CHF 105'777 aufgewendet. Der 
Aufwand der Energielieferungen macht mit CHF 60'500 rund 60% davon aus. Darin sind Lieferungen von 1'300 m3 
Hackschnitzeln und 10'100 Liter Heizöl enthalten. Die Stromkosten wurden intern mit CHF 2'900 verrechnet. Der An-
teil Dienstleistungen Dritter lag rund 40% tiefer als budgetiert. Unter Berücksichtigung der Abschreibungen (20’164) 
und der verbuchten Energieverkäufe von 94'250  ergibt sich ein Aufwandüberschuss von CHF 11'329.. 

 

9 Finanzen und Steuern Nettoertrag Budget: 2'676’'220.00 
  Nettoertrag Rechnung 2'548'871.50 
  Abweichung -5% 

  (inkl. Einlage in die finanzpolitische Reserve  100'000) 

Der Gesamtsteuerertrag weist mit CHF 1'412’344 ein um rund 52’200 oder 4% verbessertes Ergebnis im Vergleich 
zum Budget auf. Im Vergleich zum Vorjahr ist ein Rückgang von CHF knapp 9’000 zu verzeichnen, welcher vor allem 
auf geringere Steuererträge aus Vorjahren zurückzuführen ist. 

Im Abschluss wurden CHF 3'100 Steuern als Ertragsminderung abgegrenzt; im Vorjahr waren es 50'500 Mehrerträge.  
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Aufgrund vorliegender Verlustscheine mussten CHF 2’438 Steuern abgeschrieben werden. Für Steuerzahlungen bis 
Ende Juni 2022 wurden Skonti in der Höhe von CHF 19'390 gewährt. Die fakturierten Verzugszinsen ergaben CHF 
4’577. 

Der Finanzausgleich fällt im Vergleich zum Vorjahr mit Erträgen von 1'201'207 rund CHF 104'400 verbessert aus. 
Budgetiert waren aber Erträge von 1'226'850 (+25'600), welche den Rechnungserfolg im Vergleich zum Budget ent-
sprechend schmälern. 

Aus Bundessteuern zur Teilkompensation der Steuervorlage 17 gingen CHF 21'028 ein. 

Zur Bereitstellung der Mietwohnung im 2. Obergeschoss der Hirschengasse wurden rund CHF 4'700 aufgewendet. 
Andererseits resultierten aus der Vermietung an die Ukrainischen Flüchtlinge ab April nicht budgetierte Mieterträge 
von rund 11’000.  

 

 

 

INVESTITIONSRECHNUNG (Nettoinvestitionen CHF 489’363; Budget CHF 1'832’200) 

Die hauptsächlichen Investitionen betrafen (gerundet) 

• Strassensanierung Grendelgasse CHF 166‘000 

• Wasserleitung Grendelgasse CHF  30‘200 

• Deckbelag Etzmatten CHF 29‘600 

• Belagssanierung Gässli CHF 53‘000 

• Sanierung Alte Landstrasse – Heuelschür CHF 55‘000 

• Sanierung Alte Landstrasse – Vor Buech CHF 22‘400 

• Instandstellung Feldwege nach Hochwasser CHF 39‘300 

• Sanierung Mühleweg CHF 98‘200 

• Ersatz Wasserleitung Mühleweg CHF 52‘600 

• Entwässerung Untere Etzmatten CHF 16‘700 

• Investitionsbeitrag an Gesamtmelioration CHF 77‘900 

Folgende Beiträge entlasteten die Investitionsrechnung: 

• Anschlussbeiträge Wasserversorgung - CHF 69‘600 

• Anschlussbeiträge Abwasserbeseitigung - CHF 139‘200 
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Bericht und Anträge Rechnungsprüfungskommission 
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Bericht und Anträge Sozialhilfebehörde 
 
RECHNUNG SOZIALHILFE  2022 
 
 
Bemerkungen und Anträge der Sozialhilfebehörde 
 
Die Jahresrechnung des Sozialhilfe- und Asylwesen schliesst im 2022 bei Aufwänden von CHF 307‘752.40 
und Erträgen von CHF 290‘792.90 ab, woraus ein Nettoaufwand von CHF 16‘959.50 resultiert. Dieser ist um 
CHF 94‘490.50 tiefer als budgetiert (Budget 111‘450 Franken).  Der grosse Minderaufwand ergibt sich aus 
den nachfolgend aufgeführten Bereichen.  
 
572 Sozialhilfe 
Im Budget 2022 wurde aufgrund der aktiven Fallzahlen mit einem Aufwandüberschuss von CHF 74‘000 ge-
plant. Der tatsächliche Aufwand betrug CHF 12‘653.90, welchem Erträge von CHF 13‘073.30 gegenüberste-
hen. Diese nicht absehbaren Einnahmen aus Rückerstattungen waren nicht budgetiert. Ebenfalls trugen die 
Ablösungen der aktuellen Fälle zu diesem positiven Ergebnis bei. Die Jahresrechnung 2022 weist somit im 
Bereich „Sozialhilfe“ einen Ertragsüberschuss von CHF 419.80 aus.  
 
573  Asylwesen 
Für das Jahr 2022 planten wir in diesem Bereich mit einer ausgeglichenen Rechnung, da unserer Gemeinde 
im Herbst 2021 keine Asylsuchenden zugewiesen waren. Diese Situation änderte sich im Frühjahr 2022 für 
uns schlagartig und für die Jahresrechnung unerwartet durch die Welle der Schutzsuchenden aus der Ukraine. 
Rothenfluh wurden aufgrund der zu erfüllenden Quote insgesamt 21 Flüchtlinge zugewiesen.  
Die Unterstützungskosten im Flüchtlings-/Asylbereich werden durch den Kanton abgegolten. Die Betreuungs-
kosten der externen Firma sind durch die Globalpauschal-Entschädigung gedeckt. Dem Gesamtaufwand von 
CHF 255‘209.40 stehen die Entschädigungen des Kantons von CHF 275‘219.20 gegenüber. Der Ertragsüber-
schuss von CHF 20‘009.80 erklärt sich vorwiegend aus den Minderausgaben für Wohnraumeinrichtungen. 
Diese wurden durch das Engagement der Sozialhilfebehörde und der breiten Unterstützung der Dorfgemein-
schaft anderweitig organsiert. 
 
579 Übriges Sozialwesen 
Das übrige Sozialwesen weist einen Nettoaufwand von Fr. 37‘389.10 (Budget CHF 37‘450) aus.  
 
 
Die Sozialhilfebehörde beantragt der Versammlung, die vorliegende Rechnung des Jahres 2022 im 
Bereich Sozialhilfe mit einem Aufwandüberschuss von Fr. 16‘959.50 zu genehmigen. 
 
 
Rothenfluh, 26. April 2023 
 

IM NAMEN DER SOZIALHILFEBEHÖRDE 

 
Der Präsident: Die Aktuarin: 
 
Thomas Füglistaller Daniela Hasler 
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Einwohnergemeindeversammlung vom 8. Juni 2023 
Traktandum 2: Änderung Vertrag APG-Versorgungsregion Farnsberg plus 
 

 
Ausgangslage 
An der Einwohnergemeindeversammlung vom 14. Juni 2022 wurde der Vertrag und der Beitritt zu der Versor-
gungsregion Farnsberg plus genehmigt. Zum Zeitpunkt der Vertragsgenehmigung durch die Einwohnerge-
meindeversammlung musste das Kantonsgericht im Verfahren der Versorgungsregion Allschwil, Binningen 
und Schönenbuch noch entscheiden, ob § 4 des Vertrages, wonach der Delegiertenversammlung Beschluss-
kompetenz zukommt, zulässig ist.  
Dieses Gerichtsurteil liegt nun vor und gemäss diesem Urteil hat die Delegiertenversammlung keine Be-
schlusskompetenz. Gemäss Abklärungen mit dem Rechtsdienst des Kantons müssen bei einer Vertragslö-
sung sämtliche Vertragsgemeinden die Beschlüsse einstimmig fällen. Die Delegiertenversammlung berät die 
Geschäfte vorgängig und stellt dann entsprechende Anträge im Gemeinderat.  
Die Gemeinderäte von Anwil, Buus, Kilchberg, Hemmiken, Maisprach, Oltingen, Rickenbach, Rothenfluh, Rü-
nenberg, Wintersingen und Zeglingen sind überzeugt, dass mit der gewählten Organisationsform unsere APG-
Versorgungsregion immer noch schlank und flexibel organisiert ist und keine unnötigen Mehrkosten entstehen.  
Aufgrund der oben beschriebenen Ausgangslage muss jedoch der Vertrag für die Versorgungsregion APG-
Farnsberg plus entsprechend angepasst werden. Sie finden die Änderungen in einer synoptischen Zusam-
menstellung. Ebenfalls finden Sie den überarbeiteten Vertrag auf der Website www.rothenfluh.ch  und dieser 
kann auch auf der Gemeindeverwaltung zu den ordentlichen Schalteröffnungszeiten eingesehen werden. 
 
 
Antrag des Gemeinderates 
Genehmigung der Änderung des Vertrags APG-Versorgungsregion Farnsberg plus. 
 
 
Die Vertragsänderungen sind als Anhang 1 dieser Einladung angefügt. 
Der vollständig überarbeitete Vertrag ist als Anhang 2 dieser Einladung angefügt. 
 
 
 

Einwohnergemeindeversammlung vom 8. Juni 2023 
Traktandum 3:  Verschiedenes 
 

 
Der Gemeinderat informiert direkt an der Versammlung über aktuelle Geschäfte.  
 
Die Versammlungsteilnehmer haben die Möglichkeit, Fragen von allgemeinem Interesse an den Gemeinde-
rat zu richten. 
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Anhang1  
Änderung Vertrag über die APG-Versorgungsregion Farnsberg plus 

 

Korrektur wo Text vorher Text nachher 
   
I. Allgemeinde Bestimmungen,  
§ 1, Absatz 2 

…fungiert eine der Vertragsge-
meinden als Leitgemeinde. 

…fungiert eine der Vertragsge-
meinden als Leitgemeinde ge-
mäss § 6 und den Ausfüh-
rungsbestimmungen. 

II. Delegiertenversammlung,  
§ 3, Absatz 1 

Die Delegiertenversammlung be-
steht aus den von den Vertrags-
gemeinden bestimmten Delegier-
ten. 

Die Delegiertenversammlung be-
steht aus den von den Vertrags-
gemeinden bestimmten Delegier-
ten und hat keine Beschluss-
kompetenz. 

II Delegiertenversammlung,  
§ 3, Absatz 5 

…wählt für jede neue Amtsperi-
ode ein Präsidium, ein Vizepräsi-
dium und ein Aktuariat. 

…wählt für jede neue Amtsperi-
ode einen Vorstand bestehend 
aus Präsidium, Vizepräsidium 
und einem/er Beisitzer/in 

II. Delegiertenversammlung, 
 § 4 Aufgaben und Zuständigkeit, 
Absatz 1 

Die Delegiertenversammlung 
nimmt alle Aufgaben wahr, für 
welche die APG-Versorgungsre-
gion gemäss APG und der APV3 
zuständig ist. 

Die Delegiertenversammlung 
berät die untenstehenden Ge-
schäfte der Versorgungsregion 
und legt die mit einfachem 
Mehr angenommenen Anträge 
den Vertragsgemeinden zum 
Beschluss vor. 

II Delegiertenversammlung,  
§ 4 Aufgaben und Zuständigkeit, 
Absatz 2 

Die Delegierten beschliessen mit 
einfachem Mehr der anwesenden 
Stimmen über: 

Die Vertragsgemeinden be-
schliessen einstimmig über: 

II Delegiertenversammlung,  
§ 4 Aufgaben und Zuständigkeit, 
Absatz 3 

Die Delegierten beschliessen mit 
2/3 Mehr der anwesenden Stim-
men ausserdem über:  

Die Delegierten beschliessen 
mit 2/3 Mehr der anwesenden 
Stimmen ausserdem über: 

II Delegiertenversammlung,  
§ 4 Aufgaben und Zuständigkeit, 
Absatz 4 

Budget, Rechnung, Versorgungs-
konzept und Leistungsvereinba-
rungen werden den Vertragsge-
meinden mindestens 20 Tage vor 
Beschlussfassung der Delegier-
tenversammlung zur Vernehm-
lassung zugestellt. 

3 Budget, Rechnung, Versor-
gungskonzept und Leistungsver-
einbarungen werden den Ver-
tragsgemeinden mindestens 20 
Tage vor Beschlussfassung der 
Delegiertenversammlung zur Ver-
nehmlassung zugestellt. 

II Delegiertenversammlung,  
§ 5 Einberufung, Absatz 1 

Ordentliche Versammlungen fin-
den unter Einhaltung der Frist 
gemäss § 4 Abs. 4 nach Bedarf, 
aber mindestens zweimal jährlich 
statt. Ausserordentliche Ver-
sammlungen sind innerhalb von 
20 Tagen einzuberufen, wenn 
dies 1/3 der Mitglieder der Dele-
giertenversammlung unter An-
gabe der Traktanden verlangt. 
Die Einladung ist den Delegierten 
mit den Traktanden mindestens 
20 Tage vor dem Versammlungs-
datum elektronisch oder in Pa-
pierform zuzustellen 

Ordentliche Delegiertenver-
sammlungen finden unter Einhal-
tung der Frist gemäss § 4 Abs. 3 
nach Bedarf, aber mindestens 
zweimal jährlich statt. 
2 Ausserordentliche Versammlun-
gen sind innerhalb von 20 Tagen 
einzuberufen, wenn dies 1/3 der 
Mitglieder der Delegiertenver-
sammlung unter Angabe der 
Traktanden verlangt. Die Einla-
dung ist den Delegierten mit den 
Traktanden mindestens 20 Tage 
vor dem Versammlungsdatum 
elektronisch oder in Papierform 
zuzustellen 

II Delegiertenversammlung,  
§ 5 Einberufung, 
Absatz 2 

Die Versammlung ist beschluss-
fähig, wenn 2/3 der Delegierten 
anwesend sind. Abstimmungen 
und Wahlen erfolgen offen 

3 Die Delegiertenversammlung 
kann Anträge an die Vertrags-
gemeinden beschliessen, wenn 
2/3 der Delegierten anwesend 
sind. Abstimmungen und Wahlen 
erfolgen offen. 
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II Delegiertenversammlung, 
§ 5 Einberufung, 
Absatz 4 

Die Beschlussfassung auf dem 
Zirkulationsweg ist zulässig, so-
fern alle Delegierten eine Antwort 
abgegeben haben. Wenn ein De-
legierter/eine Delegierte eine Dis-
kussion verlangt, so ist eine Ver-
sammlung einzuberufen. Der Zir-
kulationsbeschluss ist im Rah-
men der nächsten Delegierten-
versammlung zu protokollieren. 

Die Beschlussfassung auf dem 
Zirkulationsweg ist zulässig, 
sofern alle Delegierten eine 
Antwort abgegeben haben. 
Wenn ein Delegierter/eine Dele-
gierte eine Diskussion ver-
langt, so ist eine Versammlung 
einzuberufen. Der Zirkulations-
beschluss ist im Rahmen der 
nächsten Delegiertenversamm-
lung zu protokollieren. 

VII Schlussbestimmungen,  
§ 11, Inkrafttreten und Dauer 

Dieser Vertrag tritt per 01. Juli 
2022 in Kraft und wird auf unbe-
stimmte Dauer abgeschlossen. 
Der Vertrag kann unter Einhal-
tung einer Frist von 12 Monaten 
von jeder Vertragsgemeinde 
schriftlich auf den 31. Dezember 
eines Kalenderjahres gekündigt 
werden, jedoch frühestens auf 
den 31. Dezember 2025. 

Dieser Vertrag tritt per 01. Juli 
2023 in Kraft und wird auf unbe-
stimmte Dauer abgeschlossen. 
Der Vertrag kann unter Einhal-
tung einer Frist von 12 Monaten 
von jeder Vertragsgemeinde 
schriftlich auf den 31. Dezember 
eines Kalenderjahres gekündigt 
werden, jedoch frühestens auf 
den 31. Dezember 2025. 
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Anhang 2  
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